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Ordnungspolitik

Marktwirtschaft ohne Privateigentum 
am Produktiwermögen?

Karl-Ernst Schenk, Münster

Auf der Suche nach einem dritten Weg zwischen kapitaiistischer IMarktwirtschaft und der Wirtschafti 
ienkung sowjetischer Prägung versuchen vor ailem Reformsoziaiisten eine Konzeption zu entwickeii 
durch die marktwirtschaftiiche Elemente mit geseiischaftiichem Eigentum am Produktiwermögen kon 
biniert werden soiien. i<önnten wir damit eine Verbesserung unserer jetzigen Situation erzielen?

Der Begriff der sozialen Marktwirtschaft hat 
sich für die wirtschaftliche Ordnungskonzep­

tion eingebürgert, die seit der Währungsreform 
von 1948 in der Bundesrepublik Deutschland maß­
gebend ist. Der Schöpfer des Begriffs, .Alfred 
Müller-Armack, sieht den Sinn dieser Konzeption 
darin, „das Prinzip der Freiheit auf dem Markte 
mit dem des sozialen Ausgleichs zu verbinden“ '). 
Die soziale Marktwirtschaft verdankt ihre Ent­
stehung den praktischen Erfahrungen und kriti­
schen Auseinandersetzungen mit der mehr und 
mehr versagenden Wirtschaftslenkung der Kriegs­
und Nachkriegszeit.

Versagt hatte die Wirtschaftslenkung jener Zeit 
Insbesondere im Hinblick auf die Aufgabe, die 
Produktivität ständig zu erhöhen, um mit dem er­
höhten Sozialprodukt eine Politik der Einkom­
mensumverteilung durchzuführen. Dabei wäre 
solch eine Politik der Einkommensumverteilung 
am besten als erweiterte Form der Sozialpolitik 
zu kennzeichnen, weil sie sich nicht nur im tradi­
tionellen Sinne auf die Arbeiter und Angestellten 
bezog, die ein geringes Einkommen haben. Eben­
so stark wurde jedoch das Versagen der Wirt­
schaftslenkung bei der Aufgabe hervorgehoben, 
dem Menschen als Verbraucher, als Arbeitnehmer 
und als Unternehmer einen Freiraum wirtschaft­
') Vgl. A. M ü l l e r - A r m a c k :  A rt.: „Soziale Marktwirtschaft". 
In: HdSW, 9. Bd., Stuttgart-Tübingen-Göttingen 1956. S.390.

] I''

Prof. Dr. Karl-Ernst Schenk, 41, Ist Professor 
für Volkswirtschaft im Fachbereich Wirt- 
schafts- und Sozialwissenschaften und Ab­
teilungsleiter im Institut für Genossen­
schaftswesen der Universität Münster.

licher Gestaltung nach eigenem Ermessen zu b( 
lassen. In der sozialen Marktwirtschaft, so meii 
ten und meinen ihre Befürworter bis heute, könn 
der soziale Fortschritt größer alá bei Wirtschaft! 
Ienkung seih' und er könne überdies durch Mal 
nahmen gesichert werden, die weder störend I 
den Marktmechanismus eingreifen noch ihn b( 
seifigen.

Sudie nach einem dritten Weg

Gerade dies wird nun neuerdings von Sozialiste 
in Zweifel gezogen, die in der GSSR jahrzehnt« 
lang Erfahrungen mit der Wirtschaftslenkung s( 
wjetischen Typs sammelten und seit 1965 üb( 
eine neue Konzeption eines Marktsozialismus zi 
Reform der tschechoslowakischen Wirtschaft nacl 
dachten^). Ihre Reformkonzeption scheiterte b( 
kanntlich an der Intervention anderer OstblocI 
Staaten, und sie muß heute aus der Emigratic 
vertreten werden.

Der Hauptangriff der Reformsozialisten richtet sic 
gegen die Wirtschaftslenkung sowjetischen Typ 
die als bürokratisdi, schwerfällig und inefflziei 
bezeichnet wird. Sie könne nicht einmal den S( 
zialen Fortschritt gewährleisten, der in der Mark 
Wirtschaft westlicher Länder möglich ist. Ab( 
auch die Marktwirtschaft ist nach Ansicht d( 
Reformsozialisten in Gefahr, nicht mehr die Kap 
talentwicklung hervorbringen zu können, die 
Zukunft im Interesse des sozialen Fortschrit 
nötig ist.
2) Vgl. Radovan R I o h t  a und Kollektiv: Technischer Fortschr 
und industrielle Gesellschaft. Frankfurt (M.) 1972; Ota S I I 
Demokratische und sozialistische Plan- und Marktwirtscha 
Zürich 1971; R. S e l u c k ^ :  Reformmodell CSSR. — Entwi 
einer sozialistischen Marktwirtschaft oder Gefahr für die Voll< 
demokratie? Hamburg 1969.
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Diese Gefahr der unzureichenden Kapitalentwici<- 
lung klingt auch bei Helge Pross an, die gleich­
zeitig die Frage nach einer ordnungspolitischen 
Alternative stellt: „Wenn es gelänge, Formen der 
Kapitalbeteiligung zu finden, die den Beschäftig­
ten den Zusammenhang von eigenem Mehrein­
kommen und eigener Initiative durchsichtig mache, 
so würde der Kreis der an Neuerungen direkt In­
teressierten sich vergrößern und die heute wreit- 
gehend brachliegende wirtschaftliche Phantasie 
der Eigentumslosen den Unternehmen, das heißt; 
sowohl seinen (neuen) Eigentümern als auch der 
Gesamtwirtschaft zugute kommen.“ ’)

Miteigentum der Arbeitnehmer

Um dies zu erreichen, wollen die Reformsozia­
listen über die soziale Marktwirtschaft hinaus­
gehen und zum Miteigentum der Arbeitnehmer 
am Unternehmen (Sik) oder zum gesellschaft- 
lidien Eigentum am Produktivvermögen mit prali- 
tisch unbeschränkter, Verfügungsgewalt der Be­
legschaft (Selucky) übergehen. Sie erwarten, daß 
die Mitarbeiter durch das Miteigentum am Unter­
nehmen oder durch die praktische Verfügungs­
gewalt über das Produktivvermögen motiviert 
werden, an der Kapitalentwicklung mitzuarbeiten 
und sie über den Umfang voranzutreiben, der im 
sowjetischen System des Staatseigentums oder 
im marktwirtschaftlichen System des Privateigen­
tums möglich ist. IVlit ihrer These firiden sie auch 
in westlichen Ländern viele Anhänger.

Diese These ist insbesondere deshalb interessant, 
weil die Sozialisten bisher regelmäßig das Eigen­
tum als Hebel zu einer gerechteren Vermögens­
verteilung in den Vordergrund stellten, seine Funk­
tion als Hebel zu einer größeren wirtschaftlichen 
Leistung jedoch stets vernachlässigten. Diese ein­
seitige Würdigung des Eigentums, von liberalen 
und neoliberalen Theoretikern wiederholt gerügt, 
gehörte sozusagen zum dogmatischen Kern der 
sozialistischen Lehre. Offenbar wird sie nunmehr 
von den Befürwortern eines dritten Weges jen­
seits von sozialer Marktwirtschaft und der Wirt­
schaftslenkung sowjetischen Typs aufgegeben.

Unterschied zum jugoslawisdien Modell

Zugleich wird hier eine neue, diesmal sozia­
listische Variante der Konvergenzthese vorgelegt. 
Der dritte Weg -  so wird behauptet -  sei optimal 
und den bestehenden Wirtschaftsordnungen über­
legen. Er wird die größte Anziehungskraft haben 
und somit aufgrund allmählicher Einsicht und 
Unterstützung aller vernünftigen Menschen der 
Weg der Zukunft sein.
Durch das unmittelbare Eigentümerrecht bzw. die 
unbeschränkte Verfügungsgewalt der Mitarbeiter 
über das Produktivvermögen unterscheidet sich 
dieser Weg von demjenigen, der in Jugoslawien

beschritten wurde. Dort ist die Gesellschaft Eigen­
tümer und verzichtet zugunsten der Belegschaft 
auf einen Teil ihrer Rechte, aber beileibe nicht auf 
alle. Interessanterweise behält sich die Gesell­
schaft, vertreten durch die kommunalen Behör­
den, insbesondere das Recht vor, das Verhältnis 
zwischen Gewinnausschüttung an die Mitarbeiter 
und Erweiterung des arbeitenden Produktivver­
mögens so zu regeln, daß die Kapitalentwicklung 
gesichert ist^).

Die sich hierin offenbarende Skepsis des jugo­
slawischen Gesetzgebers sollte uns veranlassen, 
gegenüber den behaupteten positiven Wirkungen 
des direkten Miteigentums auf die Kapitalentwick­
lung nicht minder skeptisch zu sein. Die Reform­
sozialisten nehmen in ihrer Konzeption eines drit­
ten Weges offenbar keine Kenntnis von den jugo­
slawischen Erfahrungen. Es besteht der Verdacht, 
daß sie uns nicht zu einem besseren Verständnis 
der wirtschaftlichen Institutionen verhelfen, son­
dern in diesem Punkt auf eine vorjugoslawische 
Erkenntnisstufe zurückversetzen. Das wäre dann 
allerdings nur eine neue Strategie zur Verteidi­
gung eines alten dogmatischen Standpunktes.

Merkmale der reformsozialistischen Konzeption

Im folgenden werden die einzelnen Merkmale der 
reformsozialistischen Konzeption kurz dargestellt. 
Bei der anschließenden Erörterung wird insbe­
sondere die angeblich mangelhafte Kapitalent­
wicklung in der sozialen Marktwirtschaft und der 
Siksche Vorschlag behandelt, diesem Mangel mit 
der Abschaffung des privaten Eigentums am Pro­
duktivvermögen zugunsten des kollektiven Arbeit­
nehmereigentums abzuhelfen. Auf eine geson­
derte Diskussion der Vorstellungen von Selucky 
wird verzichtet, weil sie sich nur in Nuancen von 
denjenigen von Sik unterscheiden.

Nach den Vorstellungen von öik soll erstens die 
Wirtschaftsordnung demokratisch organisiert sein.' 
Zweitens soll das gesellschaftliche Gesamtinter­
esse — wenn nötig auch gegen die partikuläre 
Interessenpolitik der Betriebe ^  durch eine ma­
kroökonomische Variantenplanung gesichert wer­
den. Diese Planung soll für Wachstum und Stabi­
lität sorgen und zugleich wesentliche strukturelle 
Änderungen berücksichtigen, über die auf demo­
kratischem Wege beschlossen wird. Sie soll wei­
ter den demokratischen Organen die Möglichkeit 
geben, die Variante auszuwählen, die ihren Zielen 
adäquat ist. .

Die damit angeschnittene Frage, ob Planung die­
ses Typs — auch wenn sie nur einen orientieren-

3) Vgl. H. P r o s s :  Mitbestimmung und Privateigentum, in: 
Soziaipoiitiic und persönliche Existenz, hrsg. von A. Blind, 
Chr. v. Ferber, H.-J. Krupp, Berlin 1969, S. 236.
*) Vgl. H. R o g g e m a n n ;  Das Modell der Arbeiterselbstver- 
waitung In Jugoslawien, Frankfurt/M. 1970, S. 187.
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i i(

den Charakter haben soll — nicht bereits die Ent­
scheidungsfreiheit demokratischer Entscheidungs­
organe auf unerträgliche Weise einengt, wäre 
sictierlich einer ausführlichen Diskussion wert. Sie 
muß hier jedoch ausgeklammert werden.

Drittens besinnen sich die Reformsozialisten auf 
die bereits von Adam Smith hervorgehobenen 
Eigenschaften des Wettbewerbsmarktes, und zwar 
insbesondere auf diejenige, dem Produzenten 
selbst die N/lühen und Kosten der Vermarktung 
seiner Erzeugnisse anzulasten. Im System sowje­
tischen Typs werden diese Mühen und Kosten 
von den Produzenten bekanntlich auf die Abneh­
mer und Konsumenten abgeschoben. Dadurch 
kommt es zu einer ungenügenden Abstimmung 
der Produktion mit den Wünschen der Verbrau­
cher; vor allem hierauf beruht die Kritik am un­
sozialen Charakter dieses Systems. Im reform­
sozialistischen Konzept soll der Markt demgegen­
über eine zentrale Rolle spielen und von der Pla­
nung ergänzt, nicht jedoch ersetzt werden. Der 
als segensreich angesehene Wettbewerb soll 
durch eine staatliche Antimonopolpolitik gewähr­
leistet werden.

Viertens soll der Interessengegensatz zwischen 
zwei gesellschaftlichen Gruppen, von denen eine 
ausschließlich am Wachstum des Kapitals und die 
andere ausschließlich am Wachstum des Lohnes 
interessiert ist, durch ein betriebliches Miteigen­
tum überwunden werden. Diese Forderung richtet 
sich vornehmlich an die westlichen Länder. Es 
sollen aber auch die Mitarbeiter in den Ländern, 
in denen zur Zeit das Staatseigentum maßgebend 
ist, nach der geforderten Reform stärker motiviert 
werden, an der Lohn- und Kapitalentwicklung mit­
zuarbeiten. Auf das Ziel einer verbreiterten Basis 
der Verantwortung für die Kapitajentwicklung 
wird bei der Reform entscheidender Wert gelegt.

Ungenügende Kapitalentwicklung 
in der IVIarktwIrtschaft?

Der Vorwurf einer ungenügenden Kapitalentwick­
lung, der gegenüber der kapitalistischen Markt­
wirtschaft erhoben wird, klingt aus der Feder 
eines Marxisten einigermaßen überraschend. 
Marx und Engels haben nämlich im kommunisti­
schen Manifest die Fähigkeit des Kapitalismus 
zur Revolutionierung der Produktionsinstrumente 
gepriesen und ihm auch an anderen Stellen die 
Fähigkeit zur Einführung neuer Technik beschei­
nigt, und zwar gerade weii die Kapitalisten bei 
der Kapitalentwicklung autonom, d. h. ohne die 
geringste Rücksichtnahme auf die davon betroffe­
nen Arbeiter verfahren könnten ‘).
5) Vgl. Karl M a r x /  Friedrich E n g e l s :  Manifest der l<ommu- 
nistischen Partei. In: K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 4, Beriin 
1959, s. 465 ff.
<) Ebenda. S. 468 f.

Der Kapitalismus müßte also inzwischen innova- 
tions- und akkumulationsmüde geworden sein 
Sik bemüht sich, eine solche Tendenz zu belegen, 
indem er zum Teil Argumente der Theoretikei 
der modernen Industriegesellschaft') benutzt: Die 
auf Akkumulation bedachten Kapitalisten über 
immer weniger Einfluß auf die Produktion aus 
Um so stärker ist dafür der Einfluß der Manager 
die allerdings gegenüber den Arbeitern, die bei 
anhaltender Vollbeschäftigung an einer Akkumu' 
lation desinteressiert sind, eine kompromißbereite 
Haltung einnehmen.

Eine Zwischenposition nehmen die Staatsfunk 
tionäre ein, die unter dem politischen Druck bei 
der Seiten stehen und die sich infolgedesser 
nicht klar für die Förderung der Kapitalentwick 
lung entscheiden können. Und schließlich wird e: 
zunehmend schwieriger und zeitraubender, tech 
nische Verbesserungsmöglichkeiten zu entdecken

Überzeugen können diese Gründe offenbar nicii 
einmal öik selbst. Denn an anderer Stelle wirt 
das Zurückbleiben der Volkswirtschaften mit eine 
Wirtschaftsordnung sowjetischen Typs im Hinblid 
auf die Kapitalentwicklung kritisiert und die Über 
legenheit der marktwirtschaftlichen Wirtschafts 
Ordnung gelobt®).

Es ist bisher also nicht recht einzusehen, weshalt 
wegen der Kapitalentwicklung ein dritter We< 
vorgeschlagen wird, zumal die bereits erwähn 
ten jugoslawischen Erfahrungen mit der kollekti 
ven Mitentscheidung eher eine Abnahme der Ka 
pitalentwicklung als eine Zunahme ankündigen 
Immerhin wäre es denkbar, daß in einer Volks 
Wirtschaft mit kollektivem Unternehmenseigentun 
quantitativ ständig ein geringerer Prozentsatz de: 
Reingewinnes als in einer Marktwirtschaft reinve 
stiert wird, es aber dennoch aufgrund der höhe 
ren Leistungsbereitschaft der kollektiven Eigen 
tümer zu einer schnelleren Kapitalentwickluni 
kommt als in einer Volkswirtschaft mit Unterneh 
men mit privatem Eigentum. Dies könnte einma 
auf eine bessere Ausnutzung der vorhandene: 
Produktionsmittel, zum anderen auf die höhen 
Qualität der neu hinzukommenden Produktions 
mittel beruhen.

Empirische Erkenntnisse

Die jugoslawischen Erfahrungen lassen jedod 
insgesamt nicht auf eine höhere, sondern ehe 
auf eine schlechtere Qualität des Kapitalansatze 
in selbstverwalteten Unternehmen schließen. Dii 
dortigen Unternehmen sind in letzter Zeit be 
strebt, mit westlichen Firmen zu kooperieren, un
7) Vgl. J. K. G a l b r a i t h :  Die moderne Industriegesellschaf 
München-Zürich 1968. ,
8) Vgl. Ota S i k . a. a. O.. S. 18.
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von ihnen technische Neuerungen zu überneh­
men. Über eine Umkehrung dieser Entwicl<lung 
ist bisher auch in Einzelfällen nichts bekanntge­
worden.

Offen bleibt die schwer zu beantwortende Frage, 
ob es in einer Volkswirtschaft mit kollektivem 
Unternehmenseigentum zu einer besseren Aus­
nutzung der vorhandenen Produktionsmittel 
kommt. Es ist generell festgestellt worden, daß 
Unternehmen in bestimmten Situationen zu über­
raschend großen Steigerungen der Produktion 
pro Arbeitskraft fähig sind, sei es aufgrund von 
Beratungen oder sei es aufgrund von besonderen 
Anstrengungen, um einer Krise zu begegnen’). 
Solche „Sprünge“ waren auch bei der Einführung 
besserer Leistungslohn-Systeme zu verzeichnen, 
und daher kann man auf latent vorhandene Po­
tentiale zur Leistungssteigerung schließen. Es 
bleibt jedoch die Frage, ob die Ausnutzung die-
’ ) Vgl. Harvey L e i b e n s t e i n :  A llocative Efficiency vs „X- 
Efficiency“. In: American Economic Review, Vol. LVI, 1966.

ser Möglichkeiten von selbstverwalteten Unter­
nehmen eher erwartet werden darf als von kapi­
talistischen Unternehmen.

Den Schlüssel zur Antwort liefert Sik selbst mit 
dem Hinweis auf die Kompromißbereitschaft der 
Manager gegenüber den Arbeitern. Wenn sich die 
Arbeiter ebenso verhalten wie nach den Erfah­
rungen der westlichen Organisationsforscher'"), 
nämlich den von den Managern angeordneten 
Veränderungen und Reorganisationen des einge­
fahrenen Arbeitsablaufs einen gewissen Trägheits­
widerstand entgegensetzen, dann dürfen keine 
besseren Ergebnisse erwartet werden,. Denn die 
Manager, die in der Konzeption des dritten Weges 
von Arbeitern gewählt werden, dürften eher kom­
promißbereiter sein als ihre von den Arbeitern 
unabhängigen westlichen Kollegen. Sie werden 
sich daher weniger bemühen, den Trägheitswider-

'») Vgi. H. L e i b e n s t e i n :  Organizational or Frictional Equi­
libria, X-Efficiency, and the Rate of Irvnovation. In: Quarterly 
Journal of Economics, Vol. LXXXill, Nov. 1969, S. 621.

DELLER-BLECKMANN, Stahlwerke AG, Wien/Osterreich
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Stand der Belegschaft zu überwinden. Dabei set­
zen wir voraus, daß sich in beiden Systemen die 
Fähigkeiten der Manager und die Leistungslohn- 
Systeme ") nicht wesentlich voneinander unter­
scheiden werden. Danach bleibt nur noch die 
Hoffnung auf einen geringeren Trägheitswider­
stand bei der Konzeption des dritten Weges. Auch 
sie wird jedoch gedämpft, wenn man hört, daß 
die aktive Mitarbeit in der Selbstverwaltung, die 
ebenfalls die Überwindung eines persönlichen 
Trägheitsmomentes voraussetzt, sehr zu wün­
schen übrig läßt”).

Theoretische Gegenargumente

Auch theoretische Erwägungen führen zu keinem 
günstigeren Ergebnis. Denn das Einkommen des 
Unternehmens (persönliche Einkommen zuzüglich 
Gewinne) hängt nicht nur vom produzierenden 
Arbeiter ab, sondern auch von verläßlichen Markt­
prognosen, der Wahl eines günstigen Sortiments, 
der Preisgestaltung, der richtigen Kostenkalku­
lation, vom optimalen Einkauf, von der Wahr- 
nahme günstiger Kredite, von der Arbeitsorgani­
sation usw. Der Arbeiter sieht, daß er auf diesen 
Komplex von Entscheidungen nur einen mittel­
baren und noch dazu verschwindend geringen 
Einfluß hat. Er möchte die Art der Ausführung der 
ihm übertragenen Arbeiten im persönlichen Ein­
kommen ausgedrückt finden. Das bedeutet aber 
nichts anderes, als daß er von der kollektiven 
Verantwortung der Gesamibelegschaft für die 
richtige Ausführung aiier Aktivitäten des Kollek­
tivs entlastet werden möchte.

Die Zurechnung von Gewinnen oder Verlusten 
auf einzelne Aktivitäten ist jedoch ebenso ein 
unlösbares Problem wie die Berechnung des Lei­
stungsbeitrages einer einzelnen Person innerhalb 
dieses Aktivitätenkomplexes. Somit ist auch das 
Problem der Kontrolle des Leistungsbeitrages 
nur bei den wenigen Aktivitäten lösbar, die sich 
aus monotonen und sich ständig wiederholenden 
Verrichtungen zusammensetzen. Alle anderen 
Arbeiten entziehen sich der Kontrolle, was den 
betreffenden Arbeitnehmern bekannt ist. Ebenso 
wissen sie, daß es sich auf das Gesamteinkom­
men des Unternehmens nicht fühlbar auswirkt, 
wenn sie ihren Leistungsbeitrag auf das Notwen­
digste verringern. Sie werden also, wie Erfahrun­
gen bestätigen, gegen das Leistungsprinzip han­
deln.
Eine Ausnahme hiervon bilden die dispositiven 
Entscheidungen mit erheblichen Auswirkungen, 
die normalerweise zwar von Spezialisten vorbe-

” ) Die jugosiawischen Unternehmen besitzen zwar das Recht, 
beliebige Leistungsanreiz-Systeme einzuführen und in ihren Sta­
tuten zu veranl^ern. Davon Ist jedoch bisher sehr wenig Ge­
brauch gemacht worden. Vgl. H. R o g g e m a n n :  Das Modell 
der Arbeiterselbstverwaltung in Jugoslawien, a. a. O., S. 175 f.
12) Ebenda, S. 175.

reitet, von einem kollektiven Leitungsorgan in ge­
meinsamer Verantwortung jedoch getroffen wer­
den. Gerade diese Entscheidungen werden aber 
auch in kapitalistischen Unternehmen in gegen­
seitiger Kontrolle des Managements getroffen 
und nach ihrer Qualität durch eine Beteiligung 
am Gewinn honoriert — ebenso wie es z. B. bei 
der jugoslawischen Arbeiterselbstverwaltung der 
Fall ist.

Öffnung dogmatischer Positionen

Bei einem zentralen Punkt der reformsozialisti­
schen Konzeption, bei der Stimulierung der Kapi­
talentwicklung, kommen wir also zu dem Ergeb­
nis, daß weder die jugoslawischen Erfahrungen 
noch die theoretischen Überlegungen eine verbes­
serte Kapitalentwicklung in einem Regime der 
Arbeiterselbstverwaltung und des Arbeitermit- 
eigentums erwarten lassen. Immerhin sind nun­
mehr durch die Überlegungen von Sik und Se­
lucky Fragen der Motivation zum zentralen Ge­
genstand sozialistischer Überlegungen gemacht 
worden, sie sind also für sozialistische Theoreti­
ker wenigstens nicht mehr wie bisher tabu. Wir 
halten dies für eine erfreuliche Öffnung dogma­
tischer Positionen.

Weitere Fragen wären allerdings noch zu disku­
tieren, und zwar insbesondere:
□  ob in einem System der Arbeiterselbstverwal­
tung leistungsgerechte Arbeitnehmereinkommen 
zu erwarten sind. Die jugoslawischen Erfahrungen 
hierüber sind negativ;
□  ob das Ausscheiden von Grenzbetrieben rasch 
genug erfolgt, um nicht unnötig Produktionsfak­
toren in wenig ertragreichen Beschäftigungen zu 
binden. Dies ist in Jugoslawien bisher ein unge­
löstes Problem:
□  ob für die Gründung neuer Unternehmen durdi 
bereits tätige Firmen mit unmittelbarem know­
how noch ein ausreichender Anreiz besteht, wenn 
die Kontrolle sofort an die neu eingestellte Be­
legschaft übergeht. In Jugoslawien wird diese 
Kontrolle bei solchen Neugründungen zumeist 
auf verschiedene Weise abgeschwächt oder um­
gangen;
□  ob schließlich nicht zu große Unterschiede 
zwischen den Arbeitnehmereinkommen in den 
Wachstumsindustrien und in der übrigen Wirt­
schaft und dem öffentlichen Sektor das Regime 
zu einem unsozialen System werden lassen.

Alle diese Fragen sind von den Reformsozialisten 
ebensowenig durchdacht worden wie das Kern­
problem der Kapitalentwicklung. Es ist also bis­
her wirklich nur ein Dogma, daß eine soziale 
Marktwirtschaft ohne Privateigentum am Produk­
tivvermögen eine Verbesserung unserer gegen­
wärtigen Situation mit sich bringen würde.
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